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1. Ausgangssituation und Zielsetzung des Bundesprogramms
11 Ausgangssituation

Deutschland ist ein demokratisches und weltoffenes Land, das einer vielfiltigen Gesellschaft Raum
und Entfaltungsméglichkeiten bietet. Basis daflr ist das Grundgesetz, dessen Errungenschaften nicht
selbstverstdndlich existieren. Sie sind das Resultat einer langen Entwicklung, bei der sehr viele mutige
und engagierte Menschen immer wieder fiir diese Werte eingetreten sind, die heute das gesellschaft-
liche Fundament bilden.

Fir ein friedliches, vielfiltiges, gleichberechtigtes Zusammenleben in Deutschland wird - neben si-
cherheitspolitischen Aufgaben und der Durchsetzung des Rechtsstaats - eine proaktive Demokra-
tieférderung und eine nachhaltige Praventionsarbeit im Zusammenwirken von Kommunen, Landern
und dem Bund mit der Zivilgesellschaft gebraucht. Besonders Rechtsextremismus, islamistischer Ext-
remismus und auch linker Extremismus, so wie Ideologien der Ungleichwertigkeit und darauf bezo-
gene Diskriminierungen gefdahrden den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Im Bundesprogramm ,,De-
mokratie leben!“ wird bereits seit 2015 ein breit angelegter Praventionsansatz verfolgt, der alle de-
mokratiefeindlichen Phdanomene und Orte der Pravention in den Blick nimmt.

Die wehrhafte Demokratie braucht eine starke Zivilgesellschaft. Das aktive Eintreten fiir die Werte
des Grundgesetzes, die Férderung eines lebendigen, vielfaltigen und demokratischen Zusammenle-
bens sowie die Praventionsarbeit gegen Extremismus und Ideologien der Ungleichwertigkeit sind ge-
samtgesellschaftliche Aufgaben. Sie kdnnen nur gemeinschaftlich und gesamtgesellschaftlich gelost
werden und missen an den Herausforderungen, Problemen und Bediirfnissen vor Ort ansetzen.

1.2 Zielsetzung des Bundesprogramms

Das Bundesprogramm bleibt eine zentrale Sdule der Strategie der Bundesregierung zur Extremis-
muspravention und Demokratieférderung und verfolgt weiterhin die dort festgelegten ibergreifen-
den Ziele.

Zahlreiche Initiativen, Vereine und engagierte Biirgerinnen und Biirger in ganz Deutschland setzen
sich fir ein vielfaltiges, gewaltfreies und demokratisches Miteinander ein. Das Bundesprogramm ,,De-
mokratie leben!” férdert zivilgesellschaftliches Engagement fiir Demokratie, fir Vielfalt und gegen
Extremismus auf der kommunalen, regionalen und (iberregionalen Ebene. Die Projektférderung des
Bundesprogramms zielt auf die Weiterentwicklung der praventiv-padagogischen Fachpraxis ab, un-
terstiitzt das Engagement fiir Demokratie und starkt zivilgesellschaftliche Strukturen. Fiir die zweite
Forderperiode (2020 bis 2024) werden die Ziele des Bundesprogramms neu justiert und starker fo-
kussiert — vor allem mit Blick auf die aktuellen, gesellschaftlichen Herausforderungen und auf Grund-
lage der gewonnenen Erfahrungen aus der ersten Forderperiode (2015 bis 2019). ,,Demokratie for-
dern. Vielfalt gestalten. Extremismus vorbeugen.” sind die Kernziele von ,Demokratie leben!“. Dieser
inhaltliche Dreiklang ist handlungsleitend.

Zielgruppe des Bundesprogramms ,,Demokratie leben! sind in erster Linie Kinder und Jugendliche,
deren Eltern, Familienangehorige und Bezugspersonen, junge Erwachsene aber auch ehren-, neben-
und hauptamtlich in der Kinder- und Jugendhilfe und an anderen Sozialisationsorten Tatige, Multipli-
katorinnen und Multiplikatoren sowie staatliche und zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure.
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Im Bundesprogramm gibt es vier Handlungsbereiche:

1. Kommune:
Forderung lokaler ,,Partnerschaften fiir Demokratie®;

2 Land:
Forderung von Demokratiezentren zur landesweiten Koordinierung und Vernetzung sowie von Mobi-
ler Beratung, Opferberatung, Distanzierungs- und Ausstiegsberatung;

3. Bund:
Forderung von Kompetenzzentren und Kompetenznetzwerken auf Bundesebene;

4. Modellprojekte:

Forderung von Modellprojekten in den drei Handlungsfeldern Demokratieférderung, Vielfaltgestal-
tung und Extremismuspravention. Die Handlungsfelder wiederum gliedern sich in einzelne Themen-
felder auf.

2. Forderbereiche

Gegenstand dieser Erlauterungen ist die zeitlich begrenzte Férderung von Modellprojekten im Hand-
lungsfeld Extremismuspravention,

a) die Erkenntnisse bringen sollen im Hinblick auf die Entwicklung, Erprobung, Uberpriifung und
Weiterentwicklung von padagogischen Methoden und Konzepten und

b) deren Ergebnisse auf andere Trager, Praxisfelder und Kontexte tibertragbar sind.

Im Handlungsfeld Extremismusprédvention sollen in einem eigenen Bereich Modellprojekte zum The-
menfeld Pravention und Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewdhrungshilfe geférdert werden.

2.1 Themenfeld Pravention und Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewahrungshilfe

Ideologische Radikalisierung und demokratiefeindliches Handeln basieren auf dem Zusammenwirken
verschiedener Faktoren wie unter anderem der individuellen Persénlichkeit und den Einstellungen
des Einzelnen, dem Einfluss des Sozialraums und der Netzwerke, den persénlichen positiven und ne-
gativen Erfahrungen sowie den verfiigbaren Gelegenheitsstrukturen. Extremismuspravention muss
daher in sehr unterschiedlichen Bereichen und auf einer breiten Basis ansetzen und wirken, um de-
mokratiefeindliche Handlungen und Handlungsmuster sowie Radikalisierungstendenzen gar nicht
erst entstehen zu lassen bzw. diese zu unterbrechen.

Strafvollzug und Bewéhrungshilfe miissen im Hinblick auf ideologische Radikalisierung mit unter-
schiedlichen Personen und Personengruppen umgehen wie insbesondere mit:

o radikalisierten Inhaftierten, die aufgrund politisch motivierter Straftaten inhaftiert sind,

e radikalisierten Inhaftierten, die aufgrund nicht-politisch motivierter Straftaten inhaftiert
sind,

o Inhaftierten, die gefdhrdet sind, sich im Strafvollzug zu radikalisieren und bereits erste Ra-
dikalisierungstendenzen aufweisen,
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e Inhaftierten, die keinem der zuvor genannten Personenkreise zuzuordnen sind und im
Strafvollzug erstmalig mit demokratiefeindlichen Ideologien in Beriihrung kommen kénn-
ten,

e verurteilten Straftiterinnen und Straftdtern in der Bewdhrungshilfe, die radikalisiert sind
oder gefdhrdet sind, sich wahrend der Bewdhrungshilfe zu radikalisieren.

Mit Beginn der Inhaftierung, sei es in Untersuchungshaft oder im Regelvollzug, verandert sich das Le-
ben der Inhaftierten grundlegend. Im Fall von Erstverurteilten missen sich jene in neue, ihnen unbe-
kannte Strukturen im Haftalltag einfinden und den Freiheitsentzug verarbeiten. Erschwerend kommt
in den meisten Fllen hinzu, dass der familidre und gesellschaftliche Halt schwindet. Vor allem in die-
ser Situation suchen Inhaftierte Halt und Unterstiitzung bei Personen, die ihre Probleme verstehen,
die ihnen einen Weg weisen und ihnen helfen, sich in der unbekannten neuen Situation zurechtzufin-
den. Dies gilt insbesondere fiir junge Inhaftierte, die sich in einem Lebensabschnitt der Selbstfindung
und Orientierung befinden. Diese und weitere Faktoren kénnen dazu fiihren, dass sich junge Inhaf-
tierte fir Gedanken und Ideologien gewinnen lassen, die die demokratische Werteordnung des
Grundgesetzes explizit ablehnen oder sogar zu seiner Bekampfung aufrufen.

Dartiiber hinaus bietet der Vollzug auch fiir Inhaftierte, die bereits radikalisiert in die Justizvollzugs-
anstalten gekommen sind, die Méglichkeit der kognitiven Offnung. Dies erméglicht es, MaRnahmen
zur Distanzierung und Deradikalisierung einzuleiten. Dies muss auch bei der Ausgestaltung der Be-
treuung von Betroffenen durch Bewahrungshelferinnen und -helfern mit dem Ziel der Wiedereinglie-
derung in die gesellschaftlichen Strukturen beriicksichtigt werden.

Im Rahmen des Themenfelds ,,Pravention und Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewdhrungs-
hilfe“ werden Modellprojekte geférdert, die menschenfeindlichen Einstellungen, sowie dem Rekla-
mieren von Ungleichwertigkeit unterschiedlicher sozialer Gruppen und vorurteilsbasierter, politisch
und/oder religios/weltanschaulich motivierter Gewalt aus allen Phanomenbereichen (Rechtsextre-
mismus, islamistischer Extremismus, linker Extremismus) entgegentreten. Es wird ausdriicklich be-
griiRt, wenn mehrere Phdnomenbereiche im Projekt bearbeiten werden.

2.2 Zielstellungen und beabsichtigte Wirkungen im Themenfeld Priavention und Deradikalisie-
rung in Strafvollzug und Bewdhrungshilfe

Die Arbeit im Themenfeld hat das konkrete Ziel, innovative Ansédtze und Methoden zu erproben, die
dazu dienen sollen

o Radikalisierung im Strafvollzug und wahrend der Bewdhrungshilfe friihzeitig zu erkennen
und dieser praventiv zu begegnen,

e sichin der Haft abzeichnende Radikalisierungsprozesse zu unterbrechen,

o Distanzierungsprozesse bei bereits radikalisierten Inhaftierten einzuleiten, Ausstiege zu be-
gleiten und eine weitergehende Radikalisierung auf diese Weise zu unterbrechen,

e Diskriminierungen jeglicher Form, insbesondere auch aufgrund von ethnischer Herkunft,
sexueller Orientierung oder religioser Zugehorigkeit im Strafvollzug zu vermeiden,

o im Strafvollzug und der Bewahrungshilfe Tatige zu befahigen, mit Konflikten umzugehen,
Radikalisierungsprozesse zu erkennen, Handlungsansatze zu deren Unterbrechung und zur
Deradikalisierung zu entwickeln,

e mit neuen Unterstiitzungsangeboten und Netzwerkprojekten in der Bewdhrungshilfe zur
Stabilisierung von Klientinnen und Klienten im Hinblick auf Formen extremistischer und
antidemokratischer Handlungen/Einstellungen beizutragen,
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e durch wirksames Ubergangsmanagement unter Beteiligung aller Akteurinnen und Akteuren
wahrend der Vorbereitung und nach der Entlassung aus der Haft, zur Stabilisierung von Kli-
entinnen und Klienten im Hinblick auf Formen extremistischer und antidemokratischer
Handlungen/Einstellungen beizutragen.

Zielgruppen fiir die MaRnahmen eines Modellprojektes kénnen sein:

o Jugendliche und junge Erwachsene im Strafvollzug und in der Bewdhrungshilfe;

e deren Eltern und Familienangehorige sowie weitere Bezugspersonen;

e im Allgemeinen Vollzugsdienst Tatige und Auszubildende;

e ehren-, neben- und hauptamtlich in der Jugendhilfe, im Strafvollzug und der Bewahrungs-
hilfe Tatige, die mit entsprechenden jungen Menschen konfrontiert sind;

e staatliche und zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure im Themenfeld.

3. Fordervoraussetzungen

Im Rahmen des Bundesprogramms wird im Themenfeld ,,Pravention und Deradikalisierung in Straf-
vollzug und Bewdhrungshilfe“ in jedem Bundesland ein Trager bzw. Tragerverbund geférdert, bei der
Durchfiihrung eines Modellprojektes in bedarfsspezifischen Themenbereichen (z.B. Rechtsextremis-
mus, islamistischer Extremismus oder linker Extremismus), zur Pravention und/oder im Bereich der
Deradikalisierung im Strafvollzug und/oder in der Bewahrungshilfe gefordert.

Die Zuwendungen werden grundsatzlich als Teilfinanzierung in Form von nicht riickzahlbaren Zu-
schiissen gewdhrt. Dabei werden zur Finanzierung der Modellprojekte maximal 750.000,00 € pro Jahr
je Modellprojekt aus Bundesmitteln auf Antrag zur Verfiigung gestellt. Die Gewdhrung einer Zuwen-
dung setzt grundsatzlich den Einsatz von Eigen- bzw. Drittmitteln in Hohe von mindestens 10 Pro-
zent der Gesamtausgaben im Bewilligungszeitraum voraus.

Sofern Mittel anderer &ffentlicher Trager zur Finanzierung herangezogen werden sollen, sind Nut-
zungsrechte des Bundes an allen Projektergebnissen sicherzustellen. Bei allen Veroffentlichungen ist
in geeigneter Weise auf die Férderung der Mallnahme im Rahmen des Bundesprogramms ,,Demokra-
tie leben!” hinzuweisen.

Die Zuwendungsempfanger verpflichten sich, im Rahmen der Qualitédtssicherung, an Erhebungen der
Programmevaluation/wissenschaftlichen Begleitung und der begleitenden Erfolgskontrolle sowie am
programmweiten Fachaustausch und Wissenstransfer teilzunehmen. Bei der Projektplanung und -
durchfiihrung sind erforderliche qualitatssichernde Maltnahmen zu beriicksichtigen und entspre-
chend zu kalkulieren. Sofern Leistungen vergeben werden miissen oder sollen, muss bereits bei der
Projektplanung das Vergaberecht Beachtung finden.

Als Antragsteller kommen grundsatzlich juristische Personen des Privatrechts und deren Zusammen-
schlisse in Betracht, die steuerbegtinstigt i.S.d. §§ 51 ff. Abgabenordnung (AO) sind bzw. ersatzweise,
bis zur Erlangung der Steuerbegiinstigung nach §§ 51 ff. AO den Nachweis der erfolgversprechenden
Antragstellung auf Anerkennung der Steuerbegiinstigung erbringen. In begriindeten Ausnahmefallen
kénnen Zuwendungen dariiber hinaus auch an juristische Personen des Offentlichen Rechts vergeben
werden und es kdnnen zusatzlich solche juristische Personen des Privatrechts als Zuwendungsemp-
fanger zugelassen werden, deren Gesellschaftsvertrag bzw. deren Satzung grundsatzlich mit den An-
forderungen der Steuerbegiinstigung i.S.d. §§ 51 ff. AO vereinbar sind.
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Vornahme als auch Gestattung von einzelnen Insichgeschaften und Mehrvertretungen (nach MaR-
gabe des § 181 BGB) sind in allen Belangen mit Bezug zur Projektdurchfiihrung im Rahmen des Bun-
desprogramms ,,Demokratie leben!“ unzuldssig.

Trager aller geférderten MaRnahmen miissen auf dem Boden der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung stehen und haben eine den Zielen des Grundgesetzes forderliche Arbeit zu gewéhr-
leisten.

4, Verfahren

Die Einreichung der detaillierten Férderantrage erfolgt in schriftlicher und elektronischer Form unter
Nutzung der dazu vorgegebenen Formulare beim

Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben,
Regiestelle ,Demokratie leben!“ - Standort Schleife, Referat 304
Spremberger Str. 31, 02959 Schleife

Dafiir missen die vom Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) zur Verfi-
gung gestellten Antragsformulare im Forderportal benutzt werden.

Die eingereichten Antrdge werden von dem BAFzA statistisch erfasst und entsprechend gespeichert.
Sie werden auf Vollstandigkeit sowie auf die Einhaltung der Férdervoraussetzungen gepriift.

Die Antrage enthalten die zu unterzeichnende Erkldrung, dass das beantragte Vorhaben noch nicht
begonnen wurde und keine weitere 6ffentliche Férderung aus anderen Programmen des Bundes fir
die geplanten MalRnahmen bestehen.

Fir Rickfragen zur Antragstellung kénnen Sie sich an die Regiestelle im BAFZA wenden.
4.1 Antragsverfahren Anderungsantrige

Abweichungen vom Zuwendungsbescheid und von den fiir die Bewilligung maRgebenden Umstan-
den bedirfen grundsatzlich der vorherigen Zustimmung des BAFzA.

Die Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P) enthalten
Regelungen, wonach bestimmte Abweichungen vom verbindlichen Finanzierungsplan zuldssig sind,
ohne dass es hierzu eines Antrags auf Anderung des Zuwendungsbescheides bedarf. Dariiberhinaus-
gehende Abweichungen erfordern einen Antrag auf Anderung des Zuwendungsbescheides.

Ein Anderungsantrag muss rechtzeitig (in der Regel 4 Wochen) vor Durchfiihrung der beabsichtigten
Malnahmen im Férderportal ,,Demokratie leben! an das BAFzA ibermittelt werden. Der Antrag
muss eine fachliche Begriindung der Anderung enthalten, die Ursachen fiir die Anderung erldutern
und die finanziellen Auswirkungen der beabsichtigten Anderung darstellen.

Anderungsantrige sind insbesondere erforderlich, wenn

e der Bewilligungszeitraum verldangert werden soll;
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o esformale Anderungen im Projekt gibt (z.B. Projekttitel);

e der Zuwendungszweck verandert bzw. erweitert werden soll;

e zusatzliche Deckungsmittel zur Projektfinanzierung hinzutreten;

e auf bewilligte Fordermittel verzichtet werden soll oder

o eine Uberschreitung der Einzelansitze des verbindlichen Finanzierungsplanes um mehr als
20,00 % vorliegt.

Naheres regelt der Zuwendungsbescheid.
4.2 Antragsverfahren Folgeantriage

Entspricht der Bewilligungszeitraum nicht der beantragten Projektlaufzeit, ist rechtzeitig vor Ablauf
des Bewilligungszeitraumes (i. d. R. endet der Bewilligungszeitraum mit Ablauf des Kalenderjahres
zum 31.12.) ein Folgeantrag erforderlich.

Mit dem Folgeantrag ist ein Konzept zur fortlaufenden Schulung und Supervision der Projektmitar-
beitenden erforderlich, insbesondere im Hinblick auf ihr Rollenverstandnis bei der Arbeit mit Inhaf-
tierten und moglichen Belastungssituationen.

Bei der Folgeantragstellung ist zudem die Vorlage einer befiirwortenden Stellungnahme des zustan-
digen Landesjustizministeriums erforderlich, die folgendes enthalten muss:

o Darstellung der Bedarfslage

e Darstellung der bereits bestehenden MalRnahmen im Bereich Pravention sowie der Deradikalisie-
rung im Strafvollzug und Bewahrungshilfe im jeweiligen Bundesland aufgeschliisselt nach den
jeweiligen Phanomenbereichen, wie z.B.: Rechtsextremismus, islamistischer Extremismus und
linker Extremismus,

o Darstellung der bisherigen Arbeit und der fachlichen Eignung des Antragstellers,

e Begriindung, warum der Antragsteller und das Projekt (iber die im Bundesland bereits bestehen-
den MalRnahmen hinaus beflirwortet wird,

e der Nachweis (iber die Kofinanzierung.

Uber die Fristen und Termine fiir Folgeantrige werden Sie durch das BAFzA informiert.
4.3 Bewilligungsverfahren

Forderantrage werden nach qualitativen Kriterien bewertet und unter Beriicksichtigung des erhebli-
chen Bundesinteresses sowie der zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel ausgewahlt.

Die Regiestelle ,,Demokratie leben!“ im BAFzA bewilligt die Zuwendungen auf der Grundlage der
Entscheidung des BMFSFJ durch schriftlichen Zuwendungsbescheid.

Die maximale Projektlaufzeit betragt finf Jahre; der Bewilligungszeitraum endet in jedem Falle zum
31. Dezember 2024. Bei mehrjdhrig konzipierten Projekten werden die Zuwendungsbescheide in der
Regel fiir die Dauer der beantragten Projektlaufzeit erlassen, sofern der Antragsteller seinerseits die
Sicherung der Gesamtfinanzierung des Vorhabens nachweist und ausreichend Haushaltsmittel bzw.
Verpflichtungsermachtigungen zur Verfligung stehen. In den Projektkonzeptionen miissen jedoch
klar abgrenzbare Arbeitsergebnisse fiir jedes Forderjahr definiert sein.
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Eine Bewilligung steht unter dem Vorbehalt zur Verfiigung stehender Haushaltsmittel in entspre-
chendem Umfang. Der Umfang der Férdermittelkontingente kann im Laufe des Haushaltsjahres nach
Verfligbarkeit der Bundesmittel und Antragslage durch Festlegungen des BMFSFJ gedndert werden.

4.4 Nachweis der Verwendung der Zuwendung
Die Verwendung der Zuwendung ist entsprechend den Bestimmungen des Zuwendungsbescheides
und den Regelungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung

der Bewilligungsbehdrde nachzuweisen (Zwischen- bzw. Verwendungsnachweise).

Dafiir miissen die vom BAFzA zur Verfiigung gestellten Formulare im Foérderportal benutzt werden.
Naheres regeln der Zuwendungsbescheid und das Merkblatt zum Verwendungsnachweis.

4.5 Ausnahmeklausel

Die Regiestelle im BAFzA kann in besonderen und begriindeten Ausnahmeféllen nach vorheriger Zu-
stimmung durch das BMFSFJ von den hier dargelegten Bestimmungen abweichen.
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		Tab-Reihenfolge		Bestanden		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent



		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden



		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags



		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern



		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts



		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten



		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht



		Formulare





		Regelname		Status		Beschreibung



		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags



		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf



		Alternativtext





		Regelname		Status		Beschreibung



		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext



		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird



		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein



		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken



		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern



		Tabellen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein



		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein



		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen



		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen



		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben



		Listen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein



		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein



		Überschriften





		Regelname		Status		Beschreibung



		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung










Zurück zum Anfang



